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Verordnung
zur Änderung der Grenzen des gemeinde- 

freien Gebiets Veldensteinerforst, Landkreis

Bayreuth, Regierungsbezirk Oberfranken, 

und des Marktes Neuhaus a. d. Pegnitz,

Landkreis Nürnberger Land, Regierungs­

bezirk Mittelfranken 

Vom 2. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 8 der Bezirksordnung für den 

Freistaat Bayern, des Art. 8 der Landkreisordnung 

für den Freistaat Bayern und des Art. 11 der Gemein­

deordnung für den Freistaat Bayern erläßt das Baye­

rische Staatsministerium des Innern folgende Ver­

ordnung:

§ 1

In den Markt Neuhaus ‘a. d. Pegnitz werden aus 

dem gemeindefreien Gebiet Veldensteincrforst vier 

unbewohnte Flurstücke mit einer Fläche von 676 ms 

umgegliedert; das umzugliedernde Gebiet ergibt sich 

aus dem Veränderungsnachweis des Vermessungs­

amts Hersbruck Nr. 32 für die Gemarkung Velden­

steinerforst und 196 für die Gemarkung Höfen.

Gleichzeitig werden die Grenzen der Landkreise 

Bayreuth und Nürnberger Land und der Regierungs­

bezirke Oberfranken und Mittelfranken geändert.

52

Mit der Umgliederung des in § 1 genannten Gebiets 

tritt in diesem Gebiet das Recht des Bezirks Ober­

franken und das Recht des Landkreises Bayreuth au­

ßer Kraft und das Recht des Bezirks Mittelfranken, 

das Recht des Landkreises Nürnberger Land und das 

Recht des Marktes Neuhaus a. d. Pegnitz in Kraft.

§3

Der in § 1 genannte Veränderungsnachweis ist Be­

standteil dieser Verordnung. Er liegt beim Vermes­

sungsamt Hersbruck auf und kann von jedermann 

eingesehen werden.

§1
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 

München, den 2. Oktober 1978

Bayerisches Staatsminästerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister
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Verordnung
zur Änderung der Prüfungsordnung 
für die staatliche Höhere Landbauschule 

Ratthalmünster 

Vom 3. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 5 Abs. 2 des Gesetzes über das 

Erziehungs- und Unterrichtswesen vom 9. März 1960 

(GVB1 S. 19), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

15. Juli 1977 (GVB1 S. 349), erläßt das Bayerische 

Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten folgende Verordnung:

§ 1

Die Prüfungsordnung für die staatliche Höhere 
Landbauschule Rotthalmünster vom 18. Februar 1975 

(GVB1 S. 58) wird wie folgt geändert:-

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

..Prüfungsordnung für die staatlichen Höheren 

Landbauschulen in Bayern“.

2. Dem § 9 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt:

„(4) Die Aufgabe für eine Facharbeit, die auch 

als Meisterprüfungsarbeit bewertet wird (§ 24 
Abs. 3), ist im Einvernehmen mit dem Meisterprü­

fungsausschuß (§ 22) zu stellen.“

3. § 10 wird wie folgt geändert:

Die Klammerzusätze erhalten folgende Fassung: 

Bei Buchstabe a:

„(Volkswirtschaft und Agrarpolitik, landwirt­
schaftliche Betriebslehre, Buchführung und 

Steuerkunde, spezielle Betriebsplanungen),“, 

bei Buchstabe b:

„(Technik der pflanzlichen Erzeugung, Ökonomik 

der pflanzlichen Erzeugung, Spezialisierung im 

Pflanzenbau),“, 

bei Buchstabe c:

„(Technik der'tierischen Erzeugung, Ökonomik der 
tierischen Erzeugung, Spezialisierung in der tie­

rischen Erzeugung),“, 

bei Buchstabe d:

„(Landmaschinentechnik und Arbeitswirtschaft, 

Verfahrenstechnik im landwirtschaftlichen Bau­

wesen, Ökonomik der Investitionen, spezielle 
Landmaschinen- und Verfahrenstechnik),“.

4. § 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das vorletzte Wort „dreifach“ 
durch das Wort „zweifach“ ersetzt,

b) in Satz 2 wird das Wort „sechs“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt.

5. In § 17 werden nach dem Wort „Prüfungsfächern“ 

die Worte „und in der Facharbeit“ eingefügt.

6. § 18 erhält folgende Fassung:

„§ 18

Die bestandene Schulschlußprüfung ist eine an­

erkannte Prüfung im Sinne von § 80 Abs. 1 Nr. 3 

des Berufsbildungsgesetzes für die Ausbildungs­
berufe Landwirt und Tierwirt.“

7. § 19 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Uber die bestandene Schulschlußprüfung wird ein 

Prüfungszeugnis nach Anlage 1 erteilt, in dem die 
Noten der Prüfungsfächer, der beiden Pflichtfä­

cher nach § 16 Abs. 3, der Facharbeit, die Gesamt­

note und die Berechtigung zur Führung der Be­

rufsbezeichnung „staatlich geprüfter Landwirt“ 

festgestellt werden.“

8. In § 22 werden die Worte „Regierung von Nieder­

bayern als zuständige Behörde“ durch die Worte 
„für den Schulort zuständige Regierung“ ersetzt.

9. In § 23 Abs. 1 Satz 3 werden die Worte „Regie­

rung von Niederbayern“ durch die Worte „für den 

Schulort zuständigen Regierung“ ersetzt.

10. § 24 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 9)“ 
durch „(§ 9 Abs. 4)“ ersetzt,

b) in Satz 2 wird nach dem Wort „Meisterprü­

fungsausschuß“ der Klammerzusatz „(§ 22)“ 

eingefügt.

11. Die Anlage 1 zu § 19 Abs. 1 wird durch die 

nachstehende Anlage 1 ersetzt.

12. Die Anlage 2 zu § 19 Abs. 3 wird durch die 

nachstehende Anlage 2 ersetzt.

§2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­

tember 1978 in Kraft.

München, den 3. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten

Dr. Hans Eisen mann, Staatsminister
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Anlage 1

(Seite 1)

Staatliche Höhere Landbauschule

Schulschlußzeugnis

Herr ....................................................................................................................................................................

geboren am ......................... in ........................................................Lkr......................................................

hat im Jahre .................. die staatliche Schulschlußprüfung an der Höheren Landbau­

schule ...................................... abgelegt und mit einer Gesamtnote..................... = .....................

bestanden.

Er ist damit berechtigt, die Berufsbezeichnung

„Staatlich geprüfter Landwirt“

zu führen.

Diese Prüfung ist zugleich eine anerkannte Prüfung im Sinne des § 80 Abs. 1 Nr. 3 des 

Berufsbildungsgesetzes im Rahmen der Ausbildungsbefugnis für die Berufe Landwirt 

und Tierwirt sowie im Sinne von § 6 Abs. 2 Satz 1 der Ausbilder-Eignungsverordnung 
Landwirtschaft vom 5. April 1976 (BGBl I S. 923).

, den 19

Für den Prüfungsausschuß

Der Vorsitzende Der Direktor

(Siegel)

Die Schulschlußprüfung wurde nach der Prüfungsordnung vom 18. Februar 1975 (GVB1 S. 58) 
in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt.

Notenstufen für die Gesamtnote:

Sehr gut bestanden 

gut bestanden 

befriedigend bestanden 

bestanden

= 1,00—1,50

1.51— 2,50 

= 2,51—3,50

3.51— 4,50
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(Seite 2)

Die Leistungen des Herrn ......................................................................

werden wie folgt beurteilt:

Wirtschaftslehre des Landbaues (landwirtschaftliche Be­
triebslehre, Buchführung und Steuerkunde, Volkswirt­
schaft und Agrarpolitik, spezielle Betriebsplanungen)

Pflanzliche Erzeugung (Technik der pflanzlichen Erzeu­
gung, Ökonomik der pflanzlichen Erzeugung, Speziali­
sierung im Pflanzenbau)

Tierische Erzeugung (Technik der tierischen Erzeugung, 
Ökonomik der tierischen Erzeugung, Spezialisierung in 
der tierischen Erzeugung)

Landtechnik (Landmaschinentechnik und Arbeitswirt­
schaft, Verfahrenstechnik im landwirtschaftlichen Bau­
wesen, Ökonomik der Investitionen, spezielle Landma­
schinen- und Verfahrenstechnik)

Berufs- und Arbeitspädagogik

Gemeinschaftskunde

Deutsch mit Rede- und Diskussionstechnik

Landwirtschaftliches und kaufmännisches Rechnen

Facharbeit

. den .........................19..

Der Direktor

(Siegel)

Notenstufcn für die Einzetnoten:

1 - sehr gut

2 - gut
3 = befriedigend

4 ausreichend

5 - mangelhaft
6 - ungenügend

(1,00—1.50)
(1,51—2,50)

(2,51—3,50)

(3,51—4,50)

(4,51—5,50)
(5,51—6,00)
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Anlage 2
(Seite 1, 
Seite 2 wie 
Seite 2 bei 
Anlage 1)

Staatliche Höhere Landbauschule

Bestätigung

Herr ....................................................................................................................................................................

geboren am ......................... in .........................................................Lkr......................................................

hat sich im Jahre ............................... der staatlichen Schulschlußprüfung an der Höheren

Landbauschule................................................... unterzogen und die Gesamtnote...........................

erzielt.

Die Prüfung ist nicht bestanden, weil 

a) die Leistungen in

mit.............................................................. zu beurteilen waren.*)

b) eine schlechtere Gesamtnote als 4,50 vorliegt.*)

..................................................., den.....................................19

Für den Prüfungsausschuß

Der Vorsitzende Der Direktor

(Siegel)

*) Nichtzutreffendes streichen

Die Schulschlußprüfung wurde nach der Prüfungsordnung vom 18. Februar 1975 (GVB1 S. 58) 
in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt.

Notenstufen für die Gesamtnote:

Sehr gut bestanden 
gut bestanden 
befriedigend bestanden 
bestanden

- 1,00—1,50
- 1,51—2,50 
= 2,51—3,50 
= 3,51—4,50
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Verordnung
zur Änderung der Grenzen der Gemeinde 
Pommersfelden, Landkreis Bamberg, 

Regierungsbezirk Oberfranken, und der Stadt
Höchstadt a. d. Aisch, Landkreis Erlangen-
Höchstadt, Regierungsbezirk Mittelfranken

Vom IX. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 8 der Bezirksordnung für den 

Freistaat Bayern, des Art. 8 der Landkreisordnung 

für den Freistaat Bayern und des Art. 11 der Gemein­

deordnung für den Freistaat Bayern erläßt das Baye­

rische Staatsministerium des Innern folgende Ver­

ordnung:

§1

In die Stadt Höchstadt a. d. Aisch werden aus der 

Gemeinde Pommersfelden zehn unbewohnte Flur­

stücke mit einer Fläche von 1,1565 ha umgegliedert; 

das umzugliedernde Gebiet ergibt sich aus dem Ver­

änderungsnachweis des Vermessungsamts Bamberg 

Nr. 89 für die Gemarkung Pommersfelden und des 

Vermessungsamts Erlangen Nr. 130 für die Gemar­

kung Zentbechhofen. Gleichzeitig werden die Gren­

zen der Landkreise Bamberg und Erlangen-Höch- 

stadt und der Regierungsbezirke Oberfranken und 

Mittelfranken geändert.

82

Mit der Umgliederung des in § 1 genannten Gebiets 

tritt in diesem Gebiet das Recht des Bezirks Ober­

franken, das Recht des Landkreises Bamberg und das 

Recht der Gemeinde Pommersfelden außer Kraft und 

das Recht des Bezirks Mittelfranken, das Recht des 

Landkreises Erlangen-Höchstadt und das Recht der 

Stadt Höchstadt a. d. Aisch in Kraft.

§3

Die in § 1 genannten Veränderungsnachweise sind 

Bestandteil dieser Verordnung. Sie liegen bei den 

Vermessungsämtern Bamberg und Erlangen aul und 

können von jedermann eingesehen werden.

§4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 

München, den 11. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister

Verordnung
zur Änderung der Grenzen des Marktes
Ippesheim, Landkreis Neustadt a. d. Aisch-
Bad Windsheim, Regierungsbezirk Mittel­
franken und der Gemeinde Martinsheim, 
Landkreis Kitzingen, Regierungsbezirk 

Unterfranken

Vom 11. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 8 der Bezirksordnung für den 

Freistaat Bayern, des Art. 8 der Landkreisordnung 

für den Freistaat Bayern und des Art. 11 der Gemein­

deordnung für den Freistaat Bayern erläßt das Baye­

rische Staatsministerium des Innern folgende Ver­

ordnung:

§1

In die Gemeinde Martinsheim wird aus dem Markt 

Ippesheim das unbewohnte Flurstück 1228/1 mit ei­

ner Fläche von 334 m2 umgegliedert; das umzuglie­

dernde Gebiet ergibt sich aus dem Veränderungs­

nachweis des Vermessungsamts Rothenburg ob der 

Tauber Nr. 66 für die Gemarkung Unterickelsheim 

und Nr. 148 für die Gemarkung Herrnberchtheim. 

Gleichzeitig werden die Grenzen der Landkreise Kil- 

zingen und Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim und 

der Regierungsbezirke Unterfranken und Mittelfran­

ken geändert.

§2

Mit der Umgliedcrung des in § 1 genannten Gebiets 

tritt in diesem Gebiet das Recht des Bezirks Mittel­

franken, das Recht des Landkreises Neustadt a. d. 

Aisch-Bad Windsheim und das Recht des Marktes Ip­

pesheim außer Kraft und das Recht des Bezirks Un­

terfranken, das Recht des Landkreises Kitzingen und 

das Recht der Gemeinde Martinsheim in Kraft.

§3

Der in § 1 genannte Veränderungsnachweis ist Be­

standteil dieser Verordnung. Er liegt beim Vermes­

sungsamt Rothenburg ob der Tauber auf und kann 

von jedermann eingesehen werden.

§4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 

München, den 11. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung 

über die Entschädigung der nicht im Dienst 
von Behörden oder von Körperschaften 

des öffentlichen Rechts stehenden Mitglieder 
der Landesschätzungsbeiräte und Gutachter­

ausschüsse und der ehrenamtlichen 
Mitglieder der Bodenschätzungsausschüsse

Vom 18. Oktober 1978

Auf Grund des § 16 des Bodenschätzungsgesetzes 

vom 16. Oktober 1934 (RGBl I S. 1050), zuletzt geän­

dert durch Gesetz vom 14. Dezember 1976 (BGBl I S. 

3341), und des Art. 25 Abs. 1 Nr. 2 des Kostengesetzes 

erläßt das Bayerische Staatsministerium der Finan­

zen folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Entschädigung der nicht 

im Dienst von Behörden oder von Körperschaften des 

öffentlichen Rechts stehenden Mitglieder der Lan- 

desschätzungsbeiräte und Gutachterausschüsse und 

der ehrenamtlichen Mitglieder der Bodenschätzungs­

ausschüsse vom 16. Januar 1964 (GVB1 S. 11), zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 14. August 1973 

(GVB1 S. 515), wird wie folgt geändert:

In § 2 Satz 1 wird das Wort „sieben“ durch das Wort 

„neun“ ersetzt.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 

München, den 16. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen

Max Streibl, Staatsminister

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung über das 

Naturschutzgebiet „Königssee“

Vom 16. Oktober 1978

Auf Grund von Art. 7, 45 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 37 

Abs. 2 Nr. 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes er­

läßt das Bayerische Staatsministerium für Landes­

entwicklung und Umweltfragen folgende Verord­

nung:

§1

Die Landesverordnung über das Naturschutzgebiet 

„Königssee“ im Landkreis Berchtesgaden vom 11. De­

zember 1959 (GVB1 S. 323), geändert durch Verord­

nung vom 24. November 1976 (GVB1 S. 490), wird auf­

gehoben.

§2

Diese Verordnung tritt am 1. November 1978 in 

Kraft.

München, den 16. Oktober 1978

Verordnung
zur Änderung der Grenzen der Gemeinde 
Eurasburg, Landkreis Aichach-Friedberg, 
Regierungsbezirk Schwaben, und der 
Gemeinde Pfaffenhofen a. d. Glonn, 
Landkreis Dachau, Regierungsbezirk 

Oberbayern 

Vom 17. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 8 der Bezirksordnung für den 

Freistaat Bayern, des Art. 8 der Landkreisordnung 

für den Freistaat Bayern und des Art. 11 der Gemein­

deordnung für den Freistaat Bayern erläßt das Baye­
rische Staatsministerium des Innern folgende Verord­

nung:

§1

In die Gemeinde Pfaffenhofen a. d. Glonn werden 

aus der Gemeinde Eurasburg vier unbewohnte Flur­

stücke mit einer Fläche von 395 m2 umgegliedert. In 

die Gemeinde Eurasburg werden aus der Gemeinde 

Pfaffenhofen a. d. Glonn drei unbewohnte Flurstücke 

mit einer Fläche von 350 m-’ umgegliedert. Das umzu­
gliedernde Gebiet ergibt sich aus den Veränderungs­

nachweisen des Vermessungsamts Friedberg Nr. 86 

für die Gemarkung Unterumbach und Nr. 104 für die 

Gemarkung Freienried. Gleichzeitig werden die 

Grenzen der Landkreise Aichach-Friedberg und 

Dachau und der Regierungsbezirke Schwaben und 
Oberbayern geändert.

§2

Mit der Umgliederung der in § 1 genannten Gebiete 

tritt in diesen Gebieten das Recht der abgebenden 

Gebietskörperschaften außer Kraft und das Recht 

der aufnehmenden Gebietskörperschaften in Kraft.

§3

Die in § 1 genannten Veränderungsnachweise sind 
Bestandteil dieser Verordnung. Sie liegen beim Ver­

messungsamt Friedberg auf und können von jeder­
mann eingesehen werden.

§4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 

München, den 17. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen

Alfred Dick, Staatsminister
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Verordnung
zur Änderung der Grenzen des Marktes 

Neuhaus a. d. Pegnitz, Landkreis Nürnberger 
Land, Regierungsbezirk Mittelfranken, 
und der Stadt Auerbach i. d. OPf., 
Landkreis Amberg-Sulzbach, 
Regierungsbezirk Oberpfalz 

Vom 17. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 8 der Bezirksordnung für den 

Freistaat Bayern, des Art. 8 der Landkreisordnung 

für den Freistaat Bayern und des Art. 11 der Ge­

meindeordnung für den Freistaat Bayern erläßt das 

Bayerische Staatsministerium des Innern folgende 

Verordnung:

§ 1

In die Stadt Auerbach i. d. OPf. wird aus dem 

Markt Neuhaus a. d. Pegnitz ein unbewohntes Gebiet 

mit einer Fläche von rd. 4,2 ha umgegliedert. In den 

Markt Neuhaus a. d. Pegnitz wird aus der Stadt Au­

erbach i. d. OPf. ein unbewohntes Gebiet mit einer 

Fläche von 90 m- umgegliedert. Das umzugliedernde 

Gebiet ergibt sich aus den Messungsverzeichnissen 

des Vermessungsamts Hersbruck Nr. 151/1936 für 

die Gemarkung Höfen und Nr. 152/1936 für die Ge­

markung Michelfeld. Gleichzeitig werden die Gren­

zen der Landkreise Nürnberger Land und Amberg- 

Sulzbach und der Regierungsbezirke Mitlelfranken 

und Oberpfalz geändert.

§2

Für die in § 1 genannten Gebiete bleiben in Kraft 

die Kreisverordnung zum Schutz des Landschaftstei­

les „Veldensteiner Forst“ im Landkreis Pegnitz vom 

15. Dezember 1966 (ABI. Nr. 39) und die Kreisverord­

nung über die Festsetzung der im Landkreis Pegnitz 

gelegenen Teile des Wasserschutzgebietes für die 

Wasserversorgungsanlagen Ranna I und Ranna II 

der Energie- und Wasserversorgungs AG Nürnberg 

vom 4. Juni 1969 (ABI. Nr. 17). Im übrigen tritt das 

Recht der abgebenden Gebietskörperschaften außer 

Kraft und das Recht der aufnehmenden Gebietskör­

perschaften in Kraft.

§3

Die in § 1 genannten Messungsverzeichnisse sind 

Bestandteil dieser Verordnung. Sie liegen beim Ver­

messungsamt Hersbruck auf und können von .jeder­

mann eingesehen werden.

§4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft. 

München, den 17. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister

Verordnung
zur Änderung der Grenzen des Marktes
Burgheim, Landkreis Neuburg-Schroben- 
hausen, Regierungsbezirk Oberbayern, 
und der Stadt Rain, Landkreis Donau-Ries, 

Regierungsbezirk Schwaben 

Vom 17. Oktober 1978

Auf Grund des Art. 8 der Bezirksordnung für den 

Freistaat Bayern, des Art. 8 der Landkreisordnung 

für den Freistaat Bayern und des Art. 11 der Gemein­

deordnung für den Freistaat Bayern erläßt das Baye­

rische Staatsministerium des Innern folgende Ver­

ordnung:

§1

In die Stadt Rain wird aus dem Markt Burgheim 

das unbewohnte Flurstück 1978/1 mit einer Fläche 

von 72 m- umgegliedert; das umzugliedernde Gebiet 

ergibt sich aus dem Veränderungsnachweis des Ver­

messungsamts Donauwörth Nr. 439 für die Gemar­

kung Burgheim. Gleichzeitig iverden die Grenzen der 

Landkreise Neuburg-Schrobenhausen und Donau- 

Ries und der Regierungsbezirke Oberbayern und 

Schwaben geändert.

§2

Mit der Umgliederung des in § 1 genannten Gebiets 

tritt in diesem Gebiet das Recht des Bezirks Ober­

bayern, das Recht des Landkreises Neuburg-Schro­

benhausen und das Recht des Marktes Burgheim au­

ßer Kraft und das Recht des Bezirks Schwaben, das 

Recht des Landkreises Donau-Ries und das Recht der 

Stadt Rain in Kraft.

§3

Der in § 1 genannte Veränderungsnachweis ist Be­

standteil dieser Verordnung. Er liegt beim Vermes­

sungsamt Donauwörth auf und kann von jedermann 

eingesehen werden.

§4

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1979 in Kraft.

München, den 17. Oktober 1978

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Seidl, Staatsminister
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Fünfte Satzung 
zur Änderung der Satzung des 

Versorgungswerks des Bayerischen Landtags 

Vom 13. September 1978

Auf Grund des Art. 16a Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die Aufwandsentschädigung der Abgeordneten 
des Bayerischen Landtags vom 23. Dezember 1965 
(GVB1 S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. 
Juli 1977 (GVB1 S. 369), erläßt der Ältestenrat des 
Bayerischen Landtags folgende Satzung:

§1

Änderung der Satzung

Die Satzung des Versorgungswerks des Bayeri­
schen Landtags Körperschaft des öffentlichen Rechts 
vom 28. Mai 1968 (GVB1 S. 211), zuletzt geändert am 
18. Juni 1975 (GVB1 S. 202), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Die Geltung dieser Regelung und bestehende
Mitgliedschaften enden mit Ablauf des 27. Okto­
ber 1978.“

2. § 3 wird gestrichen.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) In Absatz 2 werden das Wort „sollten“ gestri­
chen und nach dem Wort „Aufwandsentschädi­
gungsgesetzes“ die Worte „in der Fassung des 
Bayerischen Abgeordnetengesetzes“ eingefügt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

„(1) Auf Antrag werden bei nicht erfüllter 
Wartezeit (§6) die von dem ehemaligen Mit­
glied des Versorgungswerks gezahlten Beiträ­
ge ohne Zinsen erstattet; der Antrag ist bei der 
Bayerischen Versicherungskammer schriftlich 
zu stellen. Gehört das ehemalige Mitglied des 
Versorgungswerks dem Bayerischen Landtag 
nach dem 27. Oktober 1978 erneut als Mitglied 
an, ist der Antrag innerhalb von sechs Monaten 
nach dem Wiedereintritt in den Landtag beim 
Präsidenten des Landtags zu stellen; in diesem 
Fall werden die Beiträge auch bei erfüllter 
Wartezeit erstattet.

(2) Der Anspruch auf Erstattung wird frühe­
stens drei Monate nach der Beendigung der 
Mitgliedschaft beim Versorgungswerk fällig. 
Die Erstattung ist ausgeschlossen, wenn bereits 
Rentenleistungen erbracht worden sind.“

b) In Absatz 4 werden die Worte „der Abgeordne­
te“ durch die Worte „das ehemalige Mitglied 
des Versorgungswerks“ ersetzt.

5. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ein ehemaliges Mitglied, das dem Ver­
sorgungswerk mindestens acht Jahre angehört 
hat (Wartezeit), erhält nach der Beendigung 
seiner Mitgliedschaft ein monatliches Ruhe­
geld, wenn es

1. das 60. Lebensjahr vollendet oder

2. das 55. Lebensjahr vollendet und dem Ver­
sorgungswerk mindestens 12 Jahre angehört 
hat.

Hat das ehemalige Mitglied des Versorgungs­
werks dem Bayerischen Landtag nach dem 
27. Oktober 1978 erneut als Mitglied angehört, 
gilt dies nur, wenn es innerhalb von sechs Mo­

naten nach dem Wiedereintritt in den Landtag 

beim Präsidenten des Landtags einen Antrag 
auf Versorgung nach der Satzung gestellt hat.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Das Ruhegeld wird nach achtjähriger 
Mitgliedschaft beim Versorgungswerk in Höhe 
eines Grundbetrages von 2410,— DM gewährt. 
Es erhöht sich für jedes weitere der folgenden 
acht Jahre der Mitgliedschaft um 6,25 v.H. die­
ses Grundbetrages bis zum eineinhalbfachen 
Grundbetrag. Der Grundbetrag ändert sich in 
entsprechender Anwendung des § 8 Abs. 2 
ebenso wie die Rentenleistungen.“

c) Absatz 3 wird gestrichen.

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Erleidet ein ehemaliges Mitglied des 
Versorgungswerks, das die Wartezeit erfüllt 
hat und das dem Landtag nach dem 27. Okto­
ber 1978 nicht mehr angehört hat, eine gesund­
heitliche Schädigung, die seine Arbeitskraft 
dauernd und so wesentlich beeinträchtigt, daß 
es die zum Zeitpunkt der Schädigung ausgeüb­
te oder eine vergleichbare Tätigkeit nicht mehr 
ausüben kann, so wird ihm das Ruhegeld unab­
hängig vom Lebensalter gewährt; dies gilt ent­
sprechend bei wesentlicher Verschlimmerung 
einer gesundheitlichen Schädigung. Hat das 
ehemalige Mitglied im Zeitpunkt der Schädi­
gung eine Tätigkeit nicht ausgeübt, so gilt 
Satz 1 entsprechend, wenn es erwerbsunfähig 
im Sinne der gesetzlichen Rentenversicherung 
ist. Einem ehemaligen Mitglied des Versor- 
gungswerks, das nach dem 27. Oktober 1978 
erneut Mitglied des Bayerischen Landtags ge­
worden ist, wird bei Eintritt einer gesundheit­
lichen Schädigung im Sinne des Satzes 1 nur 
dann, wenn es Antrag auf Versorgung nach 
Absatz 1 Satz 2 gestellt hat und aus dem Land­
tag ausgeschieden ist, Ruhegeld gewährt.“

e) In Absatz 5 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Zeiten der Zugehörigkeit zum Landtag nach 
dem 27. Oktober 1978 werden, jedoch nur hin­
sichtlich des Zeitpunkts der Anspruchsberech­
tigung für das Ruhegeld (Beginnaltcr), mitge­
rechnet.“

f) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Abgeordneten“ 
durch die Worte „Mitglied des Versor­
gungswerks“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „der ehemalige 
Abgeordnete“ durch die Worte „das ehe­
malige Mitglied des Versorgungswerks“ 
ersetzt.

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Stirbt ein ehemaliges Mitglied des Ver­
sorgungswerks, dem eine Anwartschaft oder 
ein Anspruch auf Ruhegeld zustand, so erhal­
ten der überlebende Ehegatte Witwen- oder 
Witwergeld, die leiblichen oder angenomme­
nen Kinder Waisengeld. Keinen Anspruch auf 
Hinterbliebenenversorgung haben der überle­
bende Ehegatte und die hinterbliebenen Kin­
der eines ehemaligen Mitglieds des Versor­
gungswerks aus einer Ehe, die erst nach dem 
Ausscheiden des Mitglieds aus dem Versor­
gungswerk und nach Vollendung seines 60. Le­
bensjahres geschlossen worden ist, ferner die 
nach diesem Zeitpunkt für ehelich erklärten 
oder angenommenen oder nichtehelich gebore­
nen Kinder.“
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b) In Absatz 2 werden die Worte „der Abgeordne­
te“ durch die Worte „das ehemalige Mitglied 
des Versorgungswerks“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird gestrichen.

d) In Absatz 4 werden die Worte „der verstorbene 
Abgeordnete“ durch die Worte „das verstorbe­
ne ehemalige Mitglied des Versorgungswerks“ 
ersetzt.

e) In Absatz 7 wird das Wort „Ersatzdienst­
pflicht“ durch das Wort „Zivildienstpflicht“ er­
setzt.

7. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Rentenleistungen nehmen an den 
Erhöhungen der Entschädigung nach Art. 5 des 
Bayerischen Abgeordnetengesetzes zum glei­
chen Zeitpunkt und im gleichen prozentualen 

Ausmaß teil.“

b) In Absatz 3 Satz 1 und 2 werden die Worte „§ 6 
Abs. 3 oder Abs. 4“ und die Worte „§ 6 Abs. 3 
und Abs. 4“ jeweils durch die Worte „§ 6 Abs. 3 

in der bis 27. Oktober 1978 geltenden Fassung 
oder § 6 Abs. 4“ ersetzt.

8. § 9 Abs. 2 wird gestrichen.

9. Dem § 10 wird ein neuer Absatz 3 mit folgendem 
Wortlaut angefügt:

„(3) Für den Zeitpunkt des Beginns des Rühens 

sowie für die Pflicht, den Ruhensgrund mitzutei­
len, gilt § 8 Abs. 3 entsprechend.“

10. § 11 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchstabe b werden die Worte „Abs. 3 oder“ 
gestrichen.

b) In Buchstabe c werden die Worte „§ 6 Abs. 3 
oder Abs. 4“ durch die Worte „§ 6 Abs. 3 in der 
bis 27. Oktober 1978 geltenden Fassung oder § 6 
Abs. 4“ ersetzt.

11. In §13 werden nach dem Wort „Aufwandsent­
schädigungsgesetzes“ die Worte „in der Fassung 
des Bayerischen Abgeordnetengesetzes“ einge­
fügt.

12. In § 14 Abs. 1 Satz 2 wird nach dem Wort „Mitglie­
dern“ der Klammerzusatz „Abgeordnete des 
Landtags und ehemalige Mitglieder des Versor­
gungswerks“ eingefügt.

13. § 15 Abs. 1 Buchst, b wird gestrichen.

14. In § 16 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „des Ver­
sorgungswerkes“ durch die Worte „des Bayeri­
schen Landtags“ ersetzt.

15. In § 20 Abs. 2 werden die Worte „Mitgliedschaften 
und“ gestrichen.

16. § 21 Abs. 2 wird gestrichen.

17. § 22 wird gestrichen.

18. § 23 wird wie folgt geändert:

a) § 23 erhält folgende Fassung:

„§ 23*)

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 
1968 in Kraft.“

b) § 23 erhält eine Fußnote mit folgendem Wort­
laut:

„*)Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten 
der Satzung in der ursprünglichen Fassung 
vom 28. Mai 1968 (GVB1 S. 211). Der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den jeweiligen Änderungssat­
zungen.“

§2

Inkrafttreten

Diese Änderungssatzung tritt am 28. Oktober 1978
in Kraft.

München, den 13. September 1978

Der Präsident des Bayerischen Landtags

Hanauer
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Druckfehlerberichtigung

In § 1 Nr. 1 Buchst, a der Ersten Verordnung zur 
Änderung der Arbeitszeitverordnung vorn 3. Oktober 
1978 (GVB1 S. 696) muß es bei der Änderung des § 7 
Abs. 3 in Satz 4 statt „Zeitgutstunden“ richtig „Zeit­
guthaben“ heißen.
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